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SGK-SR Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

OECD Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BAG Bundesamt fur Gesundheit

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

EL Ergadnzungsleistungen

SODK Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SKS Stiftung fur Konsumentenschutz

FRC Fédération romande des consommateurs (Konsumentenschutz der
Romandie)

SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete

KKA Konferenz der Kantonalen Arztegesellschaften

CLASS Gesundheitsdirektorenkonferenz der lateinischen Schweiz (BE, FR, GE,
JU, NE, TI, VD, VS)

DVSP Dachverband Schweizerischer Patientenstellen

CSSS-CE Etorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

SEFRI Secrétariat d'Etat a la formation, a la recherche et a I'innovation

PC Prestations complémentaires

CDAS Conference des directrices et dirceteurs cantonaux des affaires sociales

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

Uss Union syndicale suisse

AOS Assurance obligatoire des soins

USAM Union suisse des arts et métiers

SKS Stiftung fur Konsumentenschutz (Fédération des consommateurs en
Suisse alémanique)

FRC Fédération romande des consommateurs

SAB Groupement suisse pour les régions de montagne

CCM Conférence des Sociétés Cantonales de Médicine

CLASS Conférence latine des affaires sanitaires et sociales (BE, FR, GE, JU, NE,
TI, VD, VS)

FSP Fédération Suisse des Patientes
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Die Schweiz verfiigt (iber eine der héchsten Dichten an praktizierenden Arztinnen und
Arzten in der OECD. Zur Beschrankung der Arztezahl hatte das Parlament 2000 eine
zeitlich begrenzte Bedurfnisklausel eingefliihrt und diese bis 2011 dreimal verlangert.
Aufgrund der grossen Zahl an Praxiseroffnungen nach dem Auslaufen der
Bedurfnisklausel schrankte das Parlament die Zulassung von Leistungserbringenden
2013 in einem dringlichen Bundesgesetz erneut ein. Nachdem der Nationalrat einen
Vorschlag zur langfristigen Steuerung des ambulanten Bereichs in der
Schlussabstimmung abgelehnt hatte, musste die Zulassungsbeschrankung 2016 erneut
verlangert werden. Gleichzeitig beauftragte das Parlament den Bundesrat, einen neuen
Vorschlag zur Zulassung der Leistungserbringenden in die Vernehmlassung zu schicken.
Diesen Vorschlag basierte der Bundesrat auf den Bericht zur Erflllung eines Postulats
der SGK-SR.

Der Bundesrat schlagt dabei Massnahmen auf drei Interventionsebenen vor. Eine erste
Ebene dient der Sicherung der Qualifikation der Leistungserbringenden; dabei sollen
Anforderungen an Aus- und Weiterbildung, an das Erlangen von Diplomen sowie an die
Anerkennung auslandischer Diplome formuliert werden. Auf einer zweiten Ebene sollen
die  Anforderungen an die Leistungserbringenden durch ein formales
Zulassungsverfahren mit allfalliger Wartefrist von zwei Jahren, durch einen Nachweis
der Qualitat der Leistungserbringung sowie durch die Knupfung der Tatigkeit zu Lasten
der OKP an Auflagen erhéht werden. Die Versicherer sollen eine Organisation schaffen,
welche Uber die Zulassungsgesuche entscheidet. Die dritte Interventionsebene
beschreibt Massnahmen, die es den Kantonen erlauben, das Versorgungsangebot nach
Bedarf zu regeln. Dazu gehdren Hochstzahlen an zu Lasten der OKP im ambulanten
Sektor tatigen Arztinnen und Arzten sowie Zulassungseinschrankungen in Bereichen mit
massivem Kostenanstieg.

An der Vernehmlassung, die vom 5. Juli 2017 bis zum 25. Oktober 2017 stattfand,
beteiligten sich 91 Organisationen. Mehrheitlich einig war man sich Uber die
Notwendigkeit der Zulassungssteuerung, die einzelnen Massnahmen der Vorlage
stiessen jedoch auf unterschiedlich grossen Anklang. Klar flr die Vorlage sprachen sich
die SP, die GDK und CLASS, alle Kantone (ausser AG, GR, JU, LU und TG), die
Konsumentenverbande, der Patientenverband DVSP sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir Berggebiete (SAB) aus. Die SVP und FDP, die meisten
Dachverbéande der Wirtschaft, die Versichererverbénde, die Konferenz der kantonalen
Arztegesellschaften  (KKA) und die meisten kantonalen und regionalen
Arztegesellschaften lehnten die Vorlage deutlich ab. Gespalten zeigten sich die
Verbande der Leistungserbringenden: Einige beflrworteten den bundesratlichen
Vorschlag, die meisten sprachen sich allerdings dagegen aus oder kritisierten ihn
zumindest stark.

Viel Kritik gab es fur den Vorschlag, die Zulassungssteuerung den Versicherern zu
Ubertragen. Dies wurde als erster Schritt zur Aufhebung des Vertragszwangs gewertet.
Stattdessen solle die Zulassung von den Kantonen gesteuert werden, argumentierten
zahlreiche Akteure. Mehrfach wurde zudem eine Verschérfung der Zulassungskriterien
gefordert. Unter anderem sollen Arztinnen und Arzte mindestens drei Jahre an
schweizerischen Bildungsstatten gearbeitet haben mdissen und Uber ausreichende
Sprachkenntnisse verfligen, bevor sie zur Tatigkeit zu Lasten der OKP zugelassen
werden. CVP, FDP und SVP schlugen zudem vor, die Zulassungsbeschrankungen
mittelfristig mit einer einheitlichen Leistungsfinanzierung zu verknipfen. '

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergutungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden koénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurlckzuflhren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmassig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestarkt werden, erklarte der Bundesrat.
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Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
héher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hohe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfihrung des KVG und bei der letzten Erhéhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabstande der Franchisenerhdhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhangig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhéhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdhung der
Franchisen im Jahr 2020 nétig machen wurde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Grinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehorlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhéngig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdéheren Ausgaben der EL die Kosten fir Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatséchlich zu einer  Senkung der Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fuhren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhéhung am starksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wirden diese
auch kaum ihr Verhalten éndern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen mussten. 2

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stadte- und der Gemeindeverband, Dachverbadnde der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbande.
Entsprechend breit war trotz Lobes flur die BemuUhungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit  anderen Revisionen,  vor  Finanzierungs-  oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstarkten Burokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. *

Nur ein Jahr nach deren Lancierung erklarte die Bundeskanzlei im Februar 2020 die
Pramien-Entlastungs-Initiative fiir Zustandegekommen. Die Initiative der SP, die den
Titel «Maximal 10 Prozent des Einkommens fur die Krankenkassenpramien» tragt,
verlangt, dass der Anteil der Krankenkassenpréamien, der 10 Prozent des verflgbaren
Einkommens Ubersteigt, nicht durch die Versicherten selber zu tragen sei, sondern
mittels Préamienverbilligung von Bund und Kantonen Ubernommen werden soll. Die
Initiantinnen und Initianten hatten nach nur 10 Monaten 101'780 gultige Unterschriften
eingereicht - auch wenn die Unterschriftensammlung gemaéss Tribune de Geneve
anfanglich nur 1 Monat héatte beanspruchen sollen.

Vor allem in den Medien der Romandie I6ste die Einreichung der Unterschriften einiges
Interesse aus. Das hohe Tempo bei der Unterschriftensammlung zeige, dass ihre Partei
einen Nerv getroffen habe, sagte Barbara Gysi (sp, SG) bei der Einreichung gegenlber
dem Tages-Anzeiger. Auch SGB-Prasident Maillard (sp, VD) betonte die Wichtigkeit der
Initiative: Bereits heute gaben viele Haushalte - vor allem diejenigen mit tiefen
Einkommen - mehr als 15 Prozent ihres Einkommens flr die Prémien aus und dieser
Anteil wirde weiter steigen. Darlber, wie hoch der durchschnittliche Anteil der
Préamien am Einkommen eines Haushalts jedoch tatsachlich ist, waren sich die
Beflrwortenden und ihre Kritikerinnen und Kritiker nicht einig: Geméass NZZ betragt
dieser 7 Prozent, gemaéss der SP liegt er bei 14 Prozent. Ein weiterer positiver Effekt der
Initiative sei zudem, dass die Problematik der Gesundheitskosten vom Parlament eher
angegangen werde als bislang, als die Kosten auf die Steuern abgewalzt worden seien.
Man zwinge damit die blrgerlichen Parteien zum Handeln, erganzte Maillard.
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Kritisiert wurde in den Medien unter anderem, dass die Kosten der Initiative unklar
seien, da diese von der Entwicklung der Gesundheitskosten sowie von der Definition
des verflgbaren Einkommens abhingen. Mehrmals war die Rede von Kosten bis CHF 4
Mrd. pro Jahr, wenn man das Modell des Kantons Waadt, der eine entsprechende
Regelung bereits kennt, auf die ganze Schweiz Ubertragen wurde. Philippe Nantermod
(fdp, VS) wehrte sich Uberdies vor allem dagegen, dass man ein weiteres kantonales
Problem auf nationaler Ebene |6sen wolle. Es gédbe bereits kantonale Losungen, die auch
die ubrigen kantonalen Hilfsleistungen berlcksichtigten. Zudem wehrte er sich gegen
die Behauptung der Initiantinnen und Initianten, dass die Gesundheitsausgaben
Kopfsteuern seien: Bereits heute wirden mehr als die Halfte der Gesundheitsausgaben
Uber die Steuern bezahlt, wodurch vor allem Personen mit hdéheren Einkommen
belastet wiirden. Ansonsten wiirden die Pramien bereits heute bei CHF 1000 pro Monat
liegen. Die CVP kritisierte schliesslich, dass die Vorlage das eigentliche Problem, die
steigenden Gesundheitskosten, im Unterschied zu ihrer eigenen |Initiative nicht
angehe. *

In Erfillung einer Motion der SGK-SR (Mo. 18.4091) legte der Bundesrat im Mai 2021 die
Botschaft zum Bundesgesetz liber die Regulierung der
Versicherungsvermittlertatigkeit in der OKP und den Zusatzversicherungen vor. Wie
von der Motion vorgesehen, soll der Bundesrat im Sinne der Selbstregulierung
Branchenlosungen der Krankenversicherungen im Bereich der Vermittlertatigkeit
allgemeinverbindlich erklaren kénnen, wenn sie von Versicherungen eingereicht
werden, die mindestens zwei Drittel aller Versicherten in der Schweiz abdecken.
Dadurch wirden die Bestimmungen auch fir Versicherungen, die der Vereinbarung
nicht beigetreten sind, obligatorisch. Solche Regelungen sind vorgesehen bezlglich
eines Verbots der Telefonwerbung bei Personen, die nie bei der fraglichen
Versicherung versichert waren, bezlglich der Ausbildung der Vermittlerinnen und
Vermittler, einer Einschréankung ihrer Entschadigungen und der Notwendigkeit von
unterschriebenen Beratungsprotokollen.

Zwischen Mai und September 2020 hatte der Bundesrat dazu eine Vernehmlassung
durchgefuhrt, bei der 84 Stellungnahmen eingingen. Vollstandig einverstanden mit dem
Gesetz zeigten sich 13 Kantone (Al, AR, BE, BL, NE, NW, OW, SO, TG, T, UR, VS, ZG), die
CVP sowie der Schweizerische Verband der Versicherungsgeneralagenten. Vollstéandig
abgelehnt wurde sie von Economiesuisse und dem Gewerbeverband, dem
Schweizerischen Konsumentenforum kf und verschiedenen Versicherungsbrokern. Die
Ubrigen Akteure anerkannten jeweils den Regulierungsbedarf, empfanden den Entwurf
aber als zu weitgehend (FDP, SVP, Bauernverband, Centre Patronal und verschiedene
Versicherer sowie Curafutura und Santésuisse) respektive als zu wenig weitgehend
(Kantone AG, BS, GE, JU, LU, VD; SP, Griine, Gewerkschaftsbund, Konsumentenverbande
FRC und SKS, Ombudsstelle Krankenversicherung).

Die Organisationen, welchen der Entwurf zu weit ging, kritisierten insbesondere die
Definition der Vermittlertatigkeit, bei der der Bundesrat neben den externen auch die
internen Vermittlerinnen und Vermittler bertcksichtigt. Kritisiert wurde auch das
vorgesehene Sanktionssystem und der vorgeschriebene Ausbildungsstandard, da dieser
nicht durch das SBFI Uberpruft werde. Zudem wurde die Notwendigkeit eines neuen
Gesetzes von verschiedenen Teilnehmenden verneint und eine Beeintrachtigung der
Wettbewerbsféhigkeit von kleinen Versicherungen beflrchtet. Weiterflhrende
Forderungen waren hingegen eine Muss- statt einer Kann-Bestimmung zum Abschluss
einer Vereinbarung sowie die Schaffung einer subsididaren Kompetenz des Bundesrates,
wenn die Versicherungen keine gemeinsame Vereinbarung erzielen. ®

Wie er ein Jahr zuvor angeklindigt hatte, empfahl der Bundesrat die Pramien-
Entlastungs-Initiative in seiner im September 2021 publizierten Botschaft zur
Ablehnung und stellte ihr einen indirekten Gegenvorschlag gegentber. Er wolle das
Anliegen der Initiative, die «Bevolkerung bei den Pramien zu entlasten», im Rahmen des
KVG umsetzen, eine Verfassungsanderung sei dafir nicht notwendig. So wolle er daftr
sorgen, dass die Anteile verschiedener Kantone an der Pramienverbilligung nicht weiter
sinken. Demnach soll zukinftig ein Mindestbeitrag fir die Kantone in Abhéangigkeit der
Bruttokosten der OKP fiur die im Kanton Versicherten sowie in Abhéngigkeit der mit den
Pramienverbilligungen verbleibenden Belastung der Versicherten festgesetzt werden.

In der dazu durchgefihrten Vernehmlassung mit 57 Teilnehmenden, unter anderem der
GDK, der SODK, allen Kantonen, sechs Parteien sowie verschiedenen Verbanden, war
der Gegenvorschlag auf geteilte Meinungen gestossen. Ihre Unterstitzung sagten die
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Kantone Waadt und Tessin, die SP und die Griine Partei, der Gewerkschaftsbund sowie
verschiedene Konsumenten- und andere Verbande zu und auch die FDP, die Mitte, die
EVP und die Versichererverbéande begrissten gemass Botschaft den Vorentwurf.
Ablehnend reagierten elf Kantone (AR, BL, GL, LU, NW, OW, SG, SZ, UR, ZG, ZH), die SVP
und der Gewerbeverband. Alternativvorschlage machten die CLASS, welche die
Bundesbeitrage nach deren Bedarf an die Kantone verteilen wollte, und die GDK, die
alle kantonalen Beitrage an die Pramien, auch diejenigen Uber die Sozialhilfe oder die
EL. zur Berechnung des Mindestanteils einbeziehen wollte. ¢

Im Oktober 2021 entschied der Kanton Waadt, sich ebenfalls an der Offensive der
Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg und Neuenburg fiir tiefere
Krankenkassenpramien zu beteiligen. So reichte er ebenfalls je eine Standesinitiative
flr mehr Mitsprache der Kantone bei der Genehmigung der Pramien (Kt.lv. 21.323), flr
eine Beschréankung der maximal moglichen Reserven der Krankenversicherungen (Kt.lv.
21.324) und fir kostenkonforme Pramien (Kt.lv. 21.325) ein.’

Wie bereits bei den zuvor eingereichten, ganz oder fast identischen Standesinitiativen
der Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg und Neuenburg mit der Forderung nach
kostenkonformen Préamien entschied sich der Standerat in der Herbstsession 2022
auch bei der Standesinitiative des Kantons Waadt gegen Folgegeben. Erfolglos hatte
eine Minderheit Graf (gp, BL) argumentiert, dass in der Frage des Prémienausgleichs
durch die Krankenversicherungen auch nach Ablehnung der ersten flnf
Standesinitiativen noch immer Handlungsbedarf bestehe. Mit 27 zu 15 Stimmen folgte
der Standerat jedoch seiner Kommissionsmehrheit.

Nachdem die funf Ende 2021 eingereichten Standesinitiativen fiir eine Beschrankung
der maximal méglichen Reserven der Krankenversicherungen in der Sommersession
2022 auch vom Zweitrat abgelehnt worden waren, diskutierte der Standerat in der
Herbstsession 2022 erstmals Uber die Standesinitiative des Kantons Waadt mit
demselben Anliegen. Zuvor hatte die Kommissionsmehrheit beantragt, der Waadtlander
Initiative keine Folge zu geben, da sie den mit der Verordnungsanderung 2021
geregelten freiwilligen Reserveabbau bevorzuge. Die Verordnungsanderung habe
demnach bei der Festlegung der Pramien 2022 bereits Wirkung gezeigt. Zudem seien
seit der Ablehnung der ersten funf Standesinitiativen keine neuen Erkenntnisse
hinzugekommen. Eine Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) argumentierte
hingegen, dass die Krankenkassenreserven noch immer zu hoch seien. Gerade im
Hinblick auf den drohenden massiven Pramienanstieg fir das Jahr 2023 sei ein weiterer
Reserveabbau notig. Mit 23 zu 11 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der
Standerat gegen Folgegeben aus. °

Stillschweigend sprach sich der Standerat in der Herbstsession bezlglich der flnf
Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.lv. 20.300), Genf (Kt.lv. 20.304), Jura (Kt.lv.
20.330), Freiburg (Kt.lv. 20.333) und Neuenburg (Kt.lv. 21.300), die einen stérkeren
Einbezug der Kantone bei der Genehmigung der Pramientarife fordern, gegen
Folgegeben aus. Zuvor hatte der Rat auch der nachtréglich eingereichten
Standesinitiative des Kantons Waadt (Kt.lv. 21.323) Folgegeben verweigert. Das Anliegen
der Initiativen werde bereits durch die Uberweisung der Motion Lombardi (damals noch
cvp; TI; Mo. 19.4180) an den Bundesrat weiterverfolgt, wurde der Entscheid begriindet.
Damit sind die funf Ende 2020 eingereichten Standesinitiativen vom Tisch, nicht aber
die Standesinitiative des Kantons Waadt, die als néchstes vom Nationalrat beraten
wird. ™

Der standeratlichen Entscheidung, der Standesinitiative des Kantons Waadt fiir eine
Beschrankung der maximal méglichen Reserven der Krankenversicherungen keine
Folge zu geben, schloss sich in der Sommersession 2023 auch der Nationalrat an.
Entgegen einer Minderheit Crottaz (sp, VD), die erfolglos nochmals ihre Sicht der
Wichtigkeit und Nutzlichkeit der Initiative beschrieb, stimmte der Nationalrat mit 112 zu
68 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gegen Folgegeben. Die beflrwortenden Fraktionen der
SP und der Griinen wurden einzig von Lorenzo Quadri (lega, Tl) unterstltzt - auch die
funf &hnlichen Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.lv. 20.301), Genf (Kt.lv. 20.305),
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Jura (Kt.lv. 20.329), Freiburg (Kt.lv. 20.334) und Neuenburg (Kt.lv. 21.301) waren zuvor
bereits abgelehnt worden. Dasselbe Schicksal ereilte gleichzeitig auch eine
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt fur eine «rasche und proportionale
Ruckerstattung der Krankenkassen-Reserven an die Bevolkerung». "

Abschliessend entschied sich auch der Nationalrat in der Sommersession 2023 auf
Antrag seiner SGK, der Standesinitiative des Kantons Waadt fiir kostenkonforme
Pramien keine Folge zu geben. Nach den finf bereits friher behandelten
Standesinitiative war damit auch die nachtréglich eingereichte Standesinitiative zu
diesem Thema vom Tisch. "

Abschliessend entschied sich in der Sommersession 2023 auch der Nationalrat auf
Antrag seiner SGK, der Standesinitiative des Kantons Waadt fir mehr Mitsprache fiir die
Kantone bei den Krankenkassenpramien keine Folge zu geben. Nach den funf bereits
friher behandelten Standesinitiativen war damit auch die nachtraglich eingereichte
Standesinitiative zu diesem Thema vom Tisch.
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5) BBI, 20211478; Bericht liber die Ergebnisse der Vernehmlassung

6) BBI, 20212383; Medienmitteilung BR vom 17.9.21

7) Kt.lv. 21.323; Kt.lv. 21.324; Kt.Iv. 21.325

8) AB SR, 2022, S. 693 f.; Medienmitteilung SGK-SR vom 23.5.23 (Kt.Iv. 21.325)

9) AB SR, 2022, S. 692 f.; CdT, LT, TA, 14.9.22

10) AB SR, 2022, S. 694 f.; AB SR, 2022, S. 696; Bericht SGK-SR vom 28.3.22 (Kt.Iv. 21.323); Bericht SGK-SR vom 28.3.22 (funf
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11) AB NR, 2023, 5. 1255 f.
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